
Die hier gegenüber Peter vertretene Auffassung, daß die 
Wochenfrist des § 34 AnglVO als eine Notfrist betrach­
tet werden muß, steht im Einklang mit dem Rechts­
satz, der dem Beschluß des OG vom 14. Oktober 1954 
(NJ 1955 S. 126) vorangestellt ist. Wenn es darin heißt, 
daß die Erinnerung gegen einen vom Sekretär erlasse­
nen Kostenfestsetzungsbeschluß binnen einer Notfrist 
von einer Woche einzulegen ist, so kann das nicht damit 
begründet werden, daß bereits § 104 Abs. 3 Satz 2 ZPO 
für die Erinnerung eine Notfrist vorgesehen habe. Ob­
gleich das OG damals nicht die Gelegenheit wahr­
genommen hat, näher zu begründen, warum es die 
Wochenfrist des § 34 Abs. 1 AnglVO als eine Notfrist 
ansieht, so ergibt sich doch aus den Gründen seines 
Beschlusses zweifelsfrei, daß es die in § 34 Abs. 1 
AnglVO bestimmte Frist ist, die für Erinnerungen gegen 
Kostenfestsetzungsbeschlüsse in Frage kommt und als 
Notfrist behandelt wird. Wäre diese Frist allgemein 
keine Notfrist, so könnte man auch in dem speziellen 
Fall des § 104 ZPO keine Ausnahme davon machen. Es 
ist daher nicht richtig, daß in dem Lehrbuch des Zivil­
prozeßrechts neben der des § 34 AnglVO eine beson­
dere Notfrist des § 104 Abs. 3 ZPO aufgeführt wird, die 
durch § 34 AnglVO auf eine Woche verkürzt worden 
sei, vielmehr gilt auch für Erinnerungen gegen Kosten­
festsetzungsbeschlüsse allein die Notfrist des § 34 
AnglVO.

Geht man davon aus, daß die Erinnerungsfrist des 
§ 34 AnglVO eine Notfrist ist, so kann einer Partei des 
Vollstreckungsverfahrens unter den Voraussetzungen 
des § 233 Abs. 1 ZPO auf Antrag Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand gewährt werden. Wenn Peter im 
Interesse der Vermeidung wesentlicher Nachteile für 
die Verfahrensbeteiligten die Zulassung dieses außer­
ordentlichen Rechtsbehelfs fordert, so besteht demnach 
bereits de lege lata die Möglichkeit, dieser Forderung 
Rechnung zu tragen14. Über den Antrag auf Wieder­
einsetzung entscheidet gern. § 237 ZPO das Justizorgan, 
welchem die Entscheidung über die nachgeholte Pro­
zeßhandlung zusteht. Da diese Entscheidung im Fall 
der Erinnerung nach § 34 AnglVO infolge des ihm zu­
gesprochenen Abhilferechts in einem bestimmten Um-

h so auch Das Zivilprozeßrecht der Deutschen Demokrati­
schen Republik, Bd. 1 S. 127.

fang zunächst vom Sekretär getroffen werden kann, ist 
der Antrag an den Sekretär zu richten, damit dieser, 
falls er dem Antrag stattgibt, Gelegenheit hat, von 
seinem Änderungsrecht Gebrauch zu machen. Gegen die 
Entscheidung des Sekretärs über die Zulässigkeit des 
Antrags auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
steht den Verfahrensbeteiligten die Erinnerung nach 
§ 34 AnglVO zu (vgl. § 238 Abs. 2 Satz 1 ZPO).

Das Ergebnis dieser Untersuchung läßt sich wie folgt 
zusammenfassen:

1. Die besonderen Bestimmungen des ZVG über das 
Beschwerdeverfahren (§§ 95—104) gelten analog auch 
für das der Beschwerde vorhergehende Erinnerungs­
verfahren. Insbesondere ist die Erinnerung gegen Ent­
scheidungen des Sekretärs nur zulässig, wenn gegen 
die angefochtene Entscheidung, wäre sie vom Voll­
streckungsgericht selbst erlassen, die Beschwerde ge­
geben ist (§ 95 ZVG analog). Unmittelbar für das 
Beschwerdeverfahren gelten die genannten Bestimmun­
gen des ZVG nur mit der Maßgabe, daß sich die 
Beschwerde gegen die Entscheidung des Kreisgerichts 
als Vollstreckungsgericht über die Erinnerung richtet 
(§ 34 Abs. 3 AnglVO).

2. Wird Erinnerung gegen die Art und Weise der 
Zwangsvollstreckung des Sekretärs eingelegt, so ist der 
Rechtsbehelf unbefristet, wobei § 34 Abs. 1 AnglVO 
insoweit durch § 766 ZPO modifiziert wird. Im übrigen 
gelten auch in diesen Fällen die Grundsätze des § 34 
AnglVO, so daß der Sekretär auch hier berechtigt ist, 
nach Einlegung einer Erinnerung dieser abzuhelfen 
(§ 34 Abs. 2 AnglVO).

3. Die Wochenfrist des § 34 Abs. 1 AnglVO hat den 
Charakter einer Notfrist, obwohl dies im Gesetz nicht 
ausdrücklich gesagt ist.

4. Die Bestimmung des § 34 AnglVO, mit der die 
Rechtsbehelfe gegen alle Entscheidungen und Verfügun­
gen des Sekretärs geregelt werden sollten, ist in ver­
schiedener Hinsicht lückenhaft und ungenau und bedarf 
einer Neuregelung. Bis zu einer entsprechenden Ge­
setzesänderung könnte eine Richtlinie des Obersten 
Gerichts die vorläufige Grundlage für eine einheitliche 
Auslegung des Gesetzes in bezug auf Anwendungs­
bereich und Charakter der Wochenfrist des § 34 Abs. 1 
AnglVO bieten.

Z u r  D i s k u s s i o n

Zum Ordnungsstrafverfahren

Von HANS FUCHS, Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR

Seit Jahren beschäftigt sich die Staatsanwaltschaft 
mit der Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen 
auf dem Gebiet der Ordnungsstrafen, insbesondere der 
Verordnung vom 3. Februar 1955 über die Festsetzung 
von Ordnungsstrafen und die Durchführung von Ord­
nungsstrafverfahren (GBl. I S. 128 — OrdnungstrafVO). 
Unter den vielfältigen Ursachen für die festgestellten 
Gesetzesverletzungen konnten folgende Hauptursachen 
erkannt werden:

1. Manche Mitarbeiter des Staatsapparats arbeiten 
zuwenig mit dem Gesetz. Oft sind selbst einschlägige 
gesetzliche Bestimmungen nicht bekannt.

2. Die Anleitung (einschl. Schulung) durch überge­
ordnete Organe ist z. T. ungenügend. Das gilt sowohl 
für die Räte der Kreise und Bezirke (und ihre Fach- 
Abteilungen) als auch für die zentralen Organe.

3. Manche Fragen zum Ordnungsstrafverfahren sind 
problematisch und bisher nicht oder unterschiedlich 
beantwortet worden. Eine künftige gesetzliche Neu­
regelung müßte Klarheit schaffen.

Im folgenden sollen aus der Fülle der Fragen der 
dritten Gruppe einige aufgezeigt und zur Diskussion 
gestellt werden.

Zuständigkeit für die Durchführung des Verfahrens
§ 3 der OrdnungsstrafVO führt zu Schwierigkeiten 

in der Beantwortung der Frage, wer zuständig für 
den Erlaß von Ordnungsstrafen ist. Die Verordnung 
lautet u. a.: „Zuständig zum Erlaß von Ordnungs­
strafbescheiden sind... die Vorsitzenden ... sowie 
andere staatliche Organe, denen dieses Recht durch 
Gesetz oder Verordnung übertragen worden ist.“

Eine Meinung ist die, daß unter „andere Organe“ 
hier nur solche Organe verstanden werden könnten, 
die zentral geleitet und nicht doppelt unterstellt sind.1 
Eine andere Auffassung sagt, daß auch Fachorgane der 
örtlichen Räte das Recht zum Erlaß von Ordnungs- * 13

l Schmidt lehnt z. B. die Zuständigkeit des Leiters der 
Arbeitsschutzinspektion (innerhalb der Abt. Arbeit und Be­
rufsausbildung des Rates des Kreises oder des Bezirks) strikt 
ab — vgl. Demokratischer Aufbau 1956 Heft 3 S. 69; eine 
andere Meinung vertreten dagegen Herrmann und Prater, in 
Demokratischer Aufbau 1956 Heft 6 S. 142/43. Wenn auch das 
Beispiel nicht mehr aktuell ist, so wurde doch gerade hier be­
sonders heftig gestritten. — Durch die VO über die Verbesse­
rung der Arbeit auf dem Gebiet Arbeit und Löhne' vom
13. Februar 1958 (GBl. I S. 173) entstehen wegen des Übergangs 
der Kontrolle über den betrieblichen Arbeitsschutz auf die 
Gewerkschaften neue Fragen (Abschn. V, Ziff. 5).
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